
 

  

S 29 R 520/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Hinterbliebenenrente aus der

gesetzlichen Rentenversicherung
Witwe mit Wohnsitz in Polen seit 1982
Zuständigkeit des polnischen
Versicherungsträgers für die
rentenrechtliche Berücksichtigung von
vor dem 1.1.1991 zurückgelegten
Versicherungszeiten

Leitsätze Nach dem übereinstimmenden
Verständnis der Vertragspartner der
deutsch-polnischen
Sozialversicherungsabkommen (juris:
RV/UVAbk POL und SozSichAbk POL)
entsprechend der Wiener
Vertragsrechtskonvention (juris:
VtrRKonv) ist für die rentenrechtliche
Berücksichtigung von vor dem 1.1.1991
zurückgelegten Versicherungszeiten der
polnische Versicherungsträger zuständig,
wenn eine Hinterbliebene vor dem
1.1.1991 ihren Wohnsitz in Polen hatte
und weiterhin dort ansässig ist.

Normenkette SGB I § 30 Abs 1
SGB I § 30 Abs 2
SGB I § 37
SGB VI § 46 Abs 2
SGB VI § 110 Abs 1
SGB VI § 110 Abs 2
SGB VI § 110 Abs 3
EWGV 1408/71 Art 6
EWGV 1408/71 Art 7 Abs 2 Buchst c
EWGV 1408/71 Anh 3
EGV 883/2004 Art 8 Abs 1 S 1
EGV 883/2004 Art 8 Abs 1 S 2
EGV 883/2004 Art 8 Abs 1 S 3
EGV 883/2004 Anh 2
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EUGrdRCh Art 45
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1. Instanz

Aktenzeichen S 29 R 520/16
Datum 01.03.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 245/17
Datum 06.12.2017

3. Instanz

Datum 27.06.2019

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 6. Dezember 2017 und des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 1.
MÃ¤rz 2017 aufgehoben und die Klage abgewiesen. Die Beteiligten haben einander
in allen RechtszÃ¼gen keine Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

1

Die KlÃ¤gerin begehrt eine hÃ¶here Witwenrente. Zwischen den Beteiligten ist
streitig, ob das deutsch-polnische Sozialversicherungsabkommen von 1975 (DPSVA
1975) Anwendung findet.

2

Die KlÃ¤gerin ist am 5.1.1949 geboren und polnische StaatsangehÃ¶rige. Sie ist
keine anerkannte Vertriebene/SpÃ¤taussiedlerin und lebt nach einem Aufenthalt in
der Bundesrepublik Deutschland seit 1982 durchgehend in Polen.

3

Sie ist die Witwe des am 14.12.1935 geborenen und am 14.8.2015 verstorbenen W.
K. (Versicherter). Dieser legte vom 27.1.1954 bis 25.11.1963 Versicherungszeiten
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nach polnischem Rentenrecht zurÃ¼ck. Am 22.8.1966 reiste er als anerkannter
Vertriebener/SpÃ¤taussiedler in die Bundesrepublik Deutschland ein und erwarb ab
dem 10.10.1966 Pflichtbeitragszeiten zur gesetzlichen Rentenversicherung. Vom
1.8.1982 bis 31.8.1984 legte der Versicherte erneut Beitragszeiten in Polen
zurÃ¼ck. Ab dem 1.9.1984 lebte und arbeitete er erneut in Deutschland. Seit dem
1.1.1996 bezog er eine Altersrente, bei deren Berechnung das DPSVA 1975
Anwendung fand. Nach seiner RÃ¼ckkehr nach Polen im November 2004 wurde der
Altersrentenanspruch des Versicherten ab 1.12.2005 neu festgestellt (Bescheid vom
4.11.2005). Grundlage fÃ¼r die Neuberechnung war nunmehr die VO 1408/71.

4

Auf ihren Antrag bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 8.3.2016
ab 1.9.2015 eine Witwenrente iHv 37,35 Euro. Der Berechnung zugrunde gelegt
wurden ausschlieÃ�lich die nach dem 31.12.1990 zurÃ¼ckgelegten deutschen
Beitragszeiten. Die Abgeltung der vor dem 1.1.1991 liegenden deutschen Zeiten
obliege dem polnischen VersicherungstrÃ¤ger. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies
die Beklagte mit bestandskrÃ¤ftigem Widerspruchsbescheid vom 29.4.2016
zurÃ¼ck. Um eine Rentenleistung unter Anwendung des DPSVA 1975 aus der
deutschen Rentenversicherung erhalten zu kÃ¶nnen, mÃ¼ssten Antragsteller ua bis
zum 31.12.1990 ihren Wohnort in Deutschland begrÃ¼ndet und dauerhaft
beibehalten haben. Da sie durchgehend in Polen gewohnt habe, komme
europÃ¤isches Verordnungsrecht zur Anwendung mit der Folge, dass der deutsche
RentenversicherungstrÃ¤ger nur fÃ¼r nach dem 31.12.1990 in Deutschland
zurÃ¼ckgelegte Versicherungszeiten Rentenzahlungen leiste. Einen
Ã�berprÃ¼fungsantrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 14.9.2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7.10.2016 ab.

5

Auf ihre Klage hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom
14.9.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7.10.2016 verpflichtet,
den Rentenbescheid vom 8.3.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.4.2016 zu Ã¤ndern und die Witwenrente ab Rentenbeginn unter
BerÃ¼cksichtigung der Anzahl der Entgeltpunkte zu gewÃ¤hren, die zuletzt bei der
RentengewÃ¤hrung des Versicherten aufgrund seiner in der Bundesrepublik
zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Zeiten berÃ¼cksichtigt wurden. Die Beklagte
sei auch fÃ¼r die Erbringung der Rentenleistung fÃ¼r die in Deutschland
zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten vom 10.10.1966 bis 31.12.1990 zustÃ¤ndig. Dies
ergebe sich allerdings nicht bereits aus Â§ 88 Abs 2 Satz 1 SGB VI. Bei den deutsch-
polnischen SV-Abkommen handele es sich um Â§ 88 Abs 2 SGB VI verdrÃ¤ngende
Spezialregelungen. Ausgehend vom Wortlaut sowie Zweck und Ziel der im Jahr 1990
getroffenen Neuregelungen des deutsch-polnischen Sozialversicherungsabkommens
1990 (DPSVA 1990) ergebe sich eine eindeutige Fortgeltung des DPSVA 1975 nur
fÃ¼r diejenigen FÃ¤lle der Renten wegen Todes, in denen bereits zum Stichtag des
31.12.1990 durch das Ableben des Versicherten eine Berechtigung, also mindestens
eine Anwartschaft auf eine Hinterbliebenenleistung, bestanden habe. Zumindest in
FÃ¤llen wie hier, in denen die Rente des Versicherten zu einem nach dem
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31.12.1990 liegenden Zeitpunkt nicht mehr unter Anwendung des DPSVA 1975
berechnet worden sei, bestehe keine Rechtsgrundlage fÃ¼r die erneute
Anwendbarkeit dieses Abkommens auf die Hinterbliebenenrente. Art 27 Abs 2
DPSVA 1990 gelte nur fÃ¼r "erworbene AnsprÃ¼che und Anwartschaften". Damit
habe zum einen vermieden werden sollen, dass Berechtigte aufgrund der
Neuregelung eine verfassungsrechtlich gesicherte Rechtsposition verlÃ¶ren. Zum
anderen hÃ¤tten aus GrÃ¼nden des Verwaltungsaufwandes nicht hunderttausende
Renten neu berechnet werden sollen. Nach dem Wortlaut und wohl dem
Vertragszweck betreffe Art 27 Abs 2 DPSVA 1990 nur einen Teil der
Hinterbliebenen, nÃ¤mlich die, bei denen der Leistungsfall "Ableben des
Versicherten" bis zum Stichtag eingetreten sei. In den FÃ¤llen, in denen der
Versicherte am 31.12.1990 (bzw 30.6.1991) noch gelebt habe, seien die
zukÃ¼nftigen Hinterbliebenen noch keine Berechtigten iS des Art 4 DPSVA 1975
gewesen. Die erneute Anwendung des DPSVA 1975 bringe fÃ¼r beide
Vertragsstaaten einen Verwaltungsmehraufwand. Wegen des Grundsatzes der
ParallelitÃ¤t von Beitragszahlung und hieraus entstehenden AnsprÃ¼chen und
Anwartschaften stelle das (dem DPSVA 1975 zugrundeliegende)
Eingliederungsprinzip gegenÃ¼ber dem (im DPSVA 1990 vereinbarten)
Leistungsexportprinzip eine abweichende, begrÃ¼ndungsbedÃ¼rftige Ausnahme
dar. Die historischen GrÃ¼nde fÃ¼r das Eingliederungsprinzip (und damit fÃ¼r die
Anwendung des DPSVA 1975) seien zumindest zu guten Teilen weggefallen. Das
Leistungsexportprinzip entspreche auch dem Recht der EuropÃ¤ischen Union.

6

Die dagegen eingelegte Berufung hat das LSG mit Urteil vom 6.12.2017
zurÃ¼ckgewiesen und auf die BegrÃ¼ndung des SG verwiesen. ErgÃ¤nzend hat es
ausgefÃ¼hrt, eine von Art 14 GG geschÃ¼tzte Anwartschaft auf
Hinterbliebenenrente entstehe frÃ¼hestens mit dem Ableben des Versicherten.
Eine beizubehaltende Rechtsposition oder einen Rechtsstatus auf der Grundlage
des DPSVA 1975 habe die KlÃ¤gerin in Bezug auf ihre Witwenrente zu keiner Zeit
inne gehabt.

7

Mit ihrer vom LSG zugelassenen Revision wendet sich die Beklagte gegen die
Entscheidungen des SG und des LSG. Es werde Ã¼bersehen, dass es sich bei den
DPSVA 1975 und 1990 um zwischenstaatliche Regelungen handele, sodass ein
deutscher RentenversicherungstrÃ¤ger selbst dann keine Leistungen zuerkennen
und an eine im Gebiet der Republik Polen wohnende Person auszahlen dÃ¼rfe,
wenn ein solcher Anspruch allein auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts an
sich bestehe. Zudem seien beide Vertragsstaaten gehindert, das im DPSVA 1975
verankerte Eingliederungsprinzip einseitig im Wege innerstaatlicher Gesetzgebung
zu erweitern oder einzuschrÃ¤nken. TatsÃ¤chlich werde in FÃ¤llen wie dem der
KlÃ¤gerin von beiden Abkommenspartnern das DPSVA 1975 angewendet. Im
Zeitraum von 2000 bis 2002 hÃ¤tten GesprÃ¤che der Vertragsparteien Ã¼ber die
Anwendung des Art 27 Abs 2 DPSVA bei Hinterbliebenen stattgefunden. Die
Abkommenspartner seien sich einig gewesen, dass das DPSVA 1975 Ã¼ber Art 27
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Abs 2 DPSVA 1990 weiterhin fÃ¼r Berechtigte gelten solle, die vor dem 1.1.1991
ihren Wohnsitz in einem der beiden Vertragsstaaten genommen und seitdem diesen
Wohnsitz beibehalten haben. Dass die Anwendung des DPSVA 1975 nicht gegen
Europarecht verstoÃ�e, habe das BSG mit Urteil vom 10.7.2012 â�� B 13 R 17/11 R
â�� festgestellt. Den AusfÃ¼hrungen des BSG sei zu entnehmen, dass nicht auf
einen Anspruch, sondern lediglich auf die Beibehaltung des Wohnortes abzustellen
sei. Das ergebe sich auch bei einer Auslegung nach dem Wiener Ã�bereinkommen
Ã¼ber das Recht der VertrÃ¤ge vom 23.5.1969.

8

Die Beklagte beantragt, die Urteile des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
vom 6. Dezember 2017 und des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 1. MÃ¤rz 2017
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

9

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

10

Sie hÃ¤lt die Entscheidungen des LSG und des SG fÃ¼r zutreffend und bezweifelt
eine zwischen den Abkommenspartnern bestehende Ã�bereinkunft.

II

11

Die kraft Zulassung durch das LSG statthafte Revision (Â§ 160 Abs 1 Halbsatz 1 SGG
) der Beklagten ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Die Urteile des LSG
und des SG waren aufzuheben. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch gegen die
Beklagte auf hÃ¶here Witwenrente.

12

Der nach Â§ 44 Abs 1 Satz 1 SGB X geltend gemachte Anspruch auf RÃ¼cknahme
des bestands-krÃ¤ftigen Bescheides und GewÃ¤hrung hÃ¶herer Witwenrente steht
der KlÃ¤gerin nicht zu. Nach Â§ 44 Abs 1 Satz 1 SGB X ist ein nicht
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist,
mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall
ergibt, dass bei Erlass des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder
von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und
soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu
Unrecht erhoben worden sind. Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Der
Bescheid vom 8.3.2016 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Weder ist die Beklagte von einem
"unrichtigen Sachverhalt" ausgegangen noch hat sie das "Recht unrichtig
angewandt".
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13

1. Rechtsgrundlage fÃ¼r eine Witwenrente der KlÃ¤gerin ist Â§ 46 Abs 2 SGB VI.
Die HÃ¶he der Witwenrente hat die Beklagte zutreffend unter Anwendung der
deutsch-polnischen Sozialversicherungsabkommen von 1990 und 1975 nur unter
BerÃ¼cksichtigung der nach dem 31.12.1990 vom Ehemann der KlÃ¤gerin in
Deutschland zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten berechnet. FÃ¼r die
BerÃ¼cksichtigung der vor dem 1.1.1991 zurÃ¼ckgelegten Zeiten ist der polnische
VersicherungstrÃ¤ger zustÃ¤ndig.

14

Da die KlÃ¤gerin im Ausland wohnt, richtet sich der Anwendungsbereich der
nationalen Vor-schriften nach den speziellen auslandsrentenrechtlichen
Kollisionsregelungen in Â§ 110 SGB VI, die gemÃ¤Ã� Â§ 37 Satz 1 und 2 SGB I
Vorrang vor den allgemeinen Kollisionsvorschriften in Â§ 30 Abs 1 und 2 SGB I
haben (vgl BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 12; BSG SozR 3-6960 Teil
II Art 8 Nr 1 S 5; zum VerhÃ¤ltnis des DPSVA 1975 als speziellere Regelung zum
AVG: BSG SozR 3-1200 Â§ 30 Nr 5 S 9; BSG SozR 3-2600 Â§ 71 Nr 2 S 23: Art 22 Nr
3 Abk Israel SozSich als lex specialis zu Â§Â§ 71 bis 74 SGB VI). Danach erhalten
Berechtigte, die ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Ausland haben, Leistungen wie
Berechtigte mit gewÃ¶hnlichem Aufenthalt im Inland (Â§ 110 Abs 2 iVm Abs 1 SGB
VI), soweit nicht die nachfolgenden Vorschriften Ã¼ber Leistungen an Berechtigte
im Ausland (Â§Â§ 111 bis 114 SGB VI) etwas anderes bestimmen oder soweit nicht
nach Ã¼ber- und zwischenstaatlichem Recht etwas anderes bestimmt ist (Â§ 110
Abs 3 SGB VI). Der Vorrang von Regelungen des Ã¼ber- und zwischenstaatlichen
Rechts ist in Â§ 110 Abs 3 SGB VI in gleicher Weise wie in Â§ 30 Abs 2 SGB I
angeordnet (BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 12). Nach dem danach
hier vorrangig geltenden zwischenstaatlichen Recht ist gemÃ¤Ã� Art 27 Abs 2
DPSVA 1990 auf die AnsprÃ¼che der KlÃ¤gerin das DPSVA 1975 anwendbar.

15

2. Beide Sozialversicherungsabkommen zÃ¤hlen zu dem nach Â§ 110 Abs 3 SGB VI
auch fÃ¼r die HÃ¶he des Witwenrentenanspruchs anwendbaren
zwischenstaatlichen Recht. Sie wurden durch Zustimmungsgesetze in
innerstaatliches Recht transformiert (Gesetze vom 12.3.1976 (BGBl II 393) und vom
18.6.1991 (BGBl II 741)). FÃ¼r die vor dem 1.1.1991 zurÃ¼ckgelegten Zeiten des
Versicherten hat die Beklagte hier zutreffend das DPSVA 1975 angewendet. Nach
Art 4 dieses Abkommens sind entsprechend dem Eingliederungsprinzip vom
RentenversicherungstrÃ¤ger des Wohnsitzstaates auch die in dem anderen Staat
zurÃ¼ckgelegten Zeiten zu berÃ¼cksichtigen. Die Regelungen des DPSVA 1975
sind hier nach Art 27 Abs 2 Satz 1 DPSVA 1990 weiterhin zugrunde zu legen, weil
die KlÃ¤gerin seit 1982 unverÃ¤ndert in Polen lebt. Â§ 27 Abs 2 des DPSVA 1990
bestimmt: "Die vor dem 1.1.1991 aufgrund des Abkommens vom 9.10.1975
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen Ã¼ber
Renten- und Unfallversicherung (Abkommen von 1975) von Personen in einem
Vertragsstaat erworbenen AnsprÃ¼che und Anwartschaften werden durch dieses
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Abkommen nicht berÃ¼hrt, solange diese Personen auch nach dem 31.12.1990
ihren Wohnort im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates beibehalten. FÃ¼r die
AnsprÃ¼che dieser Personen in der Renten- und Unfallversicherung gelten die
Bestimmungen des Abkommens von 1975; â�¦".

16

a) Art 27 Abs 2 Satz 1 DPSVA 1990 ist nicht infolge des Beitritts Polens zur
EuropÃ¤ischen Union (EU) am 1.5.2004 durch europarechtliche Regelungen
verdrÃ¤ngt worden. Als Ã¼berstaatlichem Recht iS des Â§ 110 Abs 3 SGB VI kommt
auch ihnen Vorrang vor den nationalen Bestimmungen zu. Zwar war mit dem
Wirksamwerden des Beitritts Polens zur EU die EWGV 1408/71 auch im VerhÃ¤ltnis
zu Polen anzuwenden. Nach Art 6 der EWGV 1408/71 (vom 14.6.1971, ABl L 149
vom 5.7.1971, S 2 in der konsolidierten Fassung, ABl EG Nr L 28 vom 30.1.1997,
zuletzt geÃ¤ndert durch VO (EG) 592/2008 vom 17.6.2008, ABl EG Nr L 177/1 vom
4.7.2008) traten grundsÃ¤tzlich die Regelungen des Gemeinschaftsrechts an die
Stelle der Abkommen Ã¼ber soziale Sicherheit. Nach Art 7 Abs 2 Buchst c dieser
Verordnung blieben aber die in Anh III aufgefÃ¼hrten Bestimmungen der
Abkommen Ã¼ber soziale Sicherheit anwendbar. Unter Nr 84a des Anh III der EWGV
1408/71 war das "Abkommen vom 9.10.1975 Ã¼ber Renten- und
Unfallversicherung, unter den in Art. 27 Abs. 2 bis 4 des Abkommens vom
8.12.1990 Ã¼ber soziale Sicherheit festgelegten Bedingungen" als gemÃ¤Ã� Art 7
Abs 2 Buchst c weiterhin geltende Bestimmung als Abkommen Ã¼ber soziale
Sicherheit aufgefÃ¼hrt.

17

Auch Art 8 Abs 1 Satz 1 der EGV 883/2004 (vom 29.4.2004, ABl EU Nr L 166/1 vom
30.4.2004), die seit dem 1.5.2010 (Art 91 Satz 2 VO 883/2004 iVm Art 97 VO
987/2009) die EWGV 1408/71 abgelÃ¶st hat (Art 90 Abs 1 Satz 1 EGV 883/2004),
enthÃ¤lt die Bestimmung, dass diese Verordnung an die Stelle aller zwischen den
Mitgliedstaaten geltenden Abkommen Ã¼ber soziale Sicherheit tritt. Einzelne
Regelungen der SV-Abkommen gelten jedoch fort, sofern sie fÃ¼r die Berechtigten
gÃ¼nstiger sind oder sich aus besonderen historischen UmstÃ¤nden ergeben und
ihre Geltung zeitlich begrenzt ist. Um weiterhin Anwendung zu finden, mÃ¼ssen
diese Bestimmungen in Anh II EGV 883/2004 aufgefÃ¼hrt sein (Art 8 Abs 1 Satz 2
und Satz 3 EGV 883/2004). Letzteres ist hier der Fall. In Anh II (eingefÃ¼gt durch
Art 1 Nr 20 iVm Anhang Buchst B EGV 988/2009 vom 16.9.2009, ABl (EU) Nr L 284,
43) ist unter der Ã�berschrift "Bestimmungen von Abkommen, die weiter in Kraft
bleiben und gegebenenfalls auf Personen beschrÃ¤nkt sind, fÃ¼r die diese
Bestimmungen gelten (Artikel 8 Absatz 1)" im Abschnitt Deutschland Polen unter
Buchst a das "Abkommen vom 9. Oktober 1975 Ã¼ber Renten- und
Unfallversicherung, unter den in Artikel 27 AbsÃ¤tze 2 bis 4 des Abkommens Ã¼ber
soziale Sicherheit vom 8. Dezember 1990 festgelegten Bedingungen (Beibehaltung
des Rechtsstatus auf der Grundlage des Abkommens von 1975 der Personen, die
vor dem 1. Januar 1991 ihren Wohnsitz auf dem Hoheitsgebiet Deutschlands oder
Polens genommen hatten und weiterhin dort ansÃ¤ssig sind; vgl dazu
Bouraul/Nagel/Petersen, Soziale Sicherheit in Europa â�� Rentenversicherung, EGV

                             7 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/110.html


 

883/2004, Art 8, S 107)" aufgefÃ¼hrt.

18

Die Fortgeltung des DPSVA 1975 fÃ¼r diejenigen, die bereits vor dem 1.1.1991
ihren Wohnsitz in Deutschland oder Polen hatten und weiterhin dort ansÃ¤ssig sind,
beruht iS der 2. Alt von Art 8 Abs 1 Satz 2 EGV 883/2004 auf den besonderen
historischen UmstÃ¤nden, die Deutschland und Polen veranlasst haben, zur
BewÃ¤ltigung der als Folge des 2. Weltkriegs entstandenen Lage im Jahr 1975
hinsichtlich der rentenrechtlichen AnsprÃ¼che der in Deutschland oder Polen
lebenden BÃ¼rger das Eingliederungsprinzip, dh die Eingliederung der deutschen
und polnischen Beitragszeiten in das System des Wohnsitzstaates, zugrunde zu
legen und auch nach den UmwÃ¤lzungen im Jahr 1990 fÃ¼r die genannte
Personengruppe beizubehalten (BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 35,
50 f). Durch das Abkommen sollte den in Polen lebenden Versicherten erstmals ein
vertraglich abgesicherter Rechtsanspruch auf die Einbeziehung in das polnische
Sozialversicherungssystem und das Recht auf Anrechnung ihrer im Bereich des
Deutschen Reiches zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten verschafft werden, wenn
auch im Rahmen des polnischen Systems (BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9,
RdNr 50 unter Hinweis auf BVerfGE 53, 164, 180 f = SozR 2200 Â§ 1318 Nr 5 S 14
mwN). Ziel der Vereinbarung war es auÃ�erdem, angesichts der Unterschiede in
den Wirtschafts- und LebensverhÃ¤ltnissen sowie der Sozialversicherungssysteme
soziale Spannungen zu vermeiden und ein gerechteres Ergebnis zu erzielen als dies
ein Export von Rentenleistungen hÃ¤tte gewÃ¤hrleisten kÃ¶nnen. Die polnische
Delegation hatte im Laufe der Vertragsverhandlungen deutlich gemacht, dass Polen
unter diesem Gesichtspunkt eine unterschiedliche Behandlung von Deutschen und
Polen auf seinem Staatsgebiet nicht zulassen kÃ¶nne (BSGE 111, 184 = SozR
4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 50 mwN insbesondere BVerfG SozR 4-1100 Art 3 Nr 33 RdNr
18). Das Abkommen sollte nach dem Ã¼bereinstimmenden Willen Deutschlands
und Polens aus denselben GrÃ¼nden fÃ¼r diejenigen Personen fortgelten, die
bereits vor dem Stichtag 1.1.1991 in einem der beiden LÃ¤nder wohnten, solange
sie dort ansÃ¤ssig bleiben und damit dem Einkommens- und Preisniveau dieses
Landes unterliegen (BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 51; hierzu auch
Reiter, ZFSH/SGB 2002, 515, 519).

19

Die Fortgeltung des DPSVA 1975 ist dadurch "zeitlich begrenzt", dass dessen
Bestimmungen an Stelle der europarechtlichen Koordinierungsregelungen nur noch
so lange Anwendung finden, wie die davon betroffenen Personen ihren bisherigen
Wohnsitz in Deutschland oder Polen beibehalten. Sobald diese von ihrem Recht auf
FreizÃ¼gigkeit Gebrauch machen und ihren Wohnsitz in ein anderes Land verlegen,
werden die allgemeinen Regelungen des in den EWGV 1408/71 bzw EGV 883/2004
vereinbarten Leistungsexports auch fÃ¼r sie wirksam (BSGE 111, 184 = SozR
4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 36; vgl Schuler, Anmerkung zum Urteil des EuGH vom
18.12.2007 (Habelt/MÃ¶ser/Wachter), ZESAR 2009, 40, 44).

20
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b) Die im SekundÃ¤rrecht (Art 8 iVm Anh II EGV 883/2004) fÃ¼r eine bestimmte
Personengruppe verankerte Weitergeltung des DPSVA 1975 ist auch mit den im
europÃ¤ischen Vertragsrecht allen UnionsbÃ¼rgern garantierten Grundfreiheiten
vereinbar (BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9 193, RdNr 37). Der allenfalls
einschlÃ¤gige Grundsatz der FreizÃ¼gigkeit (Art 20 Abs 2 Satz 2 Buchst a iVm Art
21 AEUV, s auch Art 45 iVm Art 52 Abs 2 Charta der Grundrechte der EU (GR-
Charta)), der jedem UnionsbÃ¼rger das Recht verleiht, "sich im Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten vorbehaltlich der in den VertrÃ¤gen und in den
DurchfÃ¼hrungsvorschriften vorgesehenen BeschrÃ¤nkungen und Bedingungen frei
zu bewegen und aufzuhalten" (Art 21 Abs 1 AEUV), ist nicht verletzt. Von der
Fortgeltung des DPSVA 1975 und des darin verankerten Eingliederungsprinzips sind
nur Personen betroffen, die ihren vor dem 1.1.1991 begrÃ¼ndeten Wohnsitz in
Deutschland oder Polen weiterhin beibehalten, mithin davon, dass sie von der
Freiheit, sich als UnionsbÃ¼rger in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben und
sich dort aufzuhalten, gerade noch keinen Gebrauch gemacht haben (vgl BSGE 111,
184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr 39). Ungeachtet dessen wÃ¤re eine
EinschrÃ¤nkung der FreizÃ¼gigkeit durch die Weitergeltung des DPSVA 1975
gemeinschaftsrechtlich durch objektive ErwÃ¤gungen des Allgemeininteresses
gerechtfertigt. Der EUGH hat bereits entschieden, dass der Wille, den auÃ�erhalb
des betreffenden Staates wohnenden BegÃ¼nstigten eine angemessene Leistung
unter BerÃ¼cksichtigung des Niveaus der Lebenshaltungskosten und der im
Wohnsitzstaat gezahlten Sozialleistungen zu gewÃ¤hren, Rechtfertigung dafÃ¼r
sein kann, die FreizÃ¼gigkeit durch die Voraussetzungen oder die ModalitÃ¤ten
fÃ¼r die Zahlung von Leistungen zu berÃ¼hren (EuGH vom 4.12.2008 â�� C-221/07
â�� (Zablocka-WeyhermÃ¼ller), Slg 2008, I-9029 RdNr 38 f). Entsprechende
ErwÃ¤gungen liegen auch der Anordnung der Weitergeltung des
Eingliederungsprinzips zugrunde (vgl BSGE 111, 184 = SozR 4-5075 Â§ 1 Nr 9, RdNr
40).

21

3. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Art 27 Abs 2 Satz 1 DPSVA 1990 fÃ¼r
die Anwendung des DPSVA 1975 liegen vor.

22

a) Die Vorinstanzen haben zu Recht fÃ¼r die Auslegung der DPSVA das Wiener
Ã�bereinkommen Ã¼ber das Recht der VertrÃ¤ge vom 23.5.1969 (auch: Wiener
Vertragsrechtskonvention (WVK)) herangezogen. Dieses Abkommen ist
maÃ�geblich fÃ¼r die Auslegung vÃ¶lkerrechtlicher VertrÃ¤ge, zu denen auch die
Sozialversicherungsabkommen zÃ¤hlen. GemÃ¤Ã� Art 31 Abs 1 WVK erfolgt die
Auslegung eines vÃ¶lkerrechtlichen Vertrages nach Treu und Glauben in
Ã�bereinstimmung mit der gewÃ¶hnlichen, seinen Bestimmungen in ihrem
Zusammenhang zukommenden Bedeutung und im Lichte seines Ziels und Zwecks
(vgl BSGE 118, 110 = SozR 4-3300 Â§ 34 Nr 2, RdNr 23; BSGE 110, 194 = SozR
4-1100 Art 3 Nr 69, RdNr 24; BSG SozR 4-1500 Â§ 158 Nr 4 RdNr 16; BSGE 107, 185
= SozR 4-2600 Â§ 1 Nr 6, RdNr 22 mwN; ohne die WVK zu nennen BSG SozR 4-6480
Art 27 Nr 1 RdNr 27 und Art 22 Nr 2 RdNr 35: Wortlaut und Wille der

                             9 / 14

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20184
https://dejure.org/gesetze/AEUV/21.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/21.html
https://dejure.org/gesetze/GRCh/45.html
https://dejure.org/gesetze/GRCh/52.html
https://dejure.org/gesetze/AEUV/21.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20184
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20184
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-221/07
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=Slg%202008,%20I-9029
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20111,%20184
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20118,%20110
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20110,%20194
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20107,%20185


 

Vertragsparteien; vgl auch Graf Vitzthum in Graf Vitzthum/ProelÃ�, VÃ¶lkerrecht, 7.
Aufl 2016, RdNr 123 mwN). FÃ¼r die Auslegung eines Vertrags bedeutet gemÃ¤Ã�
Art 31 Abs 2 WVK der Zusammenhang auÃ�er dem Vertragswortlaut samt
PrÃ¤ambel und Anlagen a) jede sich auf den Vertrag beziehende Ã�bereinkunft, die
zwischen allen Vertragsparteien anlÃ¤sslich des Vertragsabschlusses getroffen
wurde; b) jede Urkunde, die von einer oder mehreren Vertragsparteien anlÃ¤sslich
des Vertragsabschlusses abgefasst und von den anderen Vertragsparteien als eine
sich auf den Vertrag beziehende Urkunde angenommen wurde. Nach Art 31 Abs 3
WVK sind auÃ�er dem Zusammenhang jede spÃ¤tere Ã�bereinkunft zwischen den
Vertragsparteien Ã¼ber die Auslegung des Vertrags oder die Anwendung seiner
Bestimmungen zu berÃ¼cksichtigen (a) sowie jede spÃ¤tere Ã�bung bei der
Anwendung des Vertrages, aus der die Ã�bereinstimmung der Vertragsparteien
Ã¼ber seine Auslegung hervorgeht (b). Die WVK ist fÃ¼r die Bundesrepublik
Deutschland seit dem 20.8.1987 in Kraft (vgl BGBl II 1987, 757).

23

b) Nach der an Art 31 WVK orientierten Auslegung ist Art 27 Abs 2 DPSVA 1990 so
zu verste-hen, dass es maÃ�geblich auf den unverÃ¤nderten Wohnsitz derjenigen
Person ankommt, die einen konkreten Anspruch auf Rentenleistungen geltend
macht. Erfasst werden damit auch Hinterbliebene.

24

aa) Hinterbliebene werden in Art 27 Abs 2 des DPSVA 1990 zwar nicht
ausdrÃ¼cklich genannt. Die Rede ist vielmehr neutral von "Personen". Art 3 DPSVA
1990 schreibt indes ausdrÃ¼cklich die Geltung des Abkommens vor fÃ¼r die
versicherten "Personen" sowie deren Hinterbliebenen, die ihre Rechte von diesen
"Personen" ableiten. Hinsichtlich des Geltungsbereichs des DPSVA 1990 werden
damit Personen und ihre Hinterbliebenen zwar unterschieden, jedoch in gleicher
Weise in den Geltungsbereich des Abkommens einbezogen.

25

bb) Bereits in der Denkschrift zum DPSVA 1990 findet sich zu Art 27 als "zentraler
Bestimmung des Anwendungsbereichs des Abkommens" keine Differenzierung
zwischen Versicherten und Hinterbliebenen. Zu Art 27 ist ausgefÃ¼hrt, das neue
Abkommen gelte "fÃ¼r alle AnsprÃ¼che aus Versicherungszeiten ( ), die nach dem
31.12.1990 in den Vertragsstaaten zurÃ¼ckgelegt werden" (BT-Drucks 12/470 vom
3.5.1991 S 23 f). Weiterhin sollte es fÃ¼r die AnsprÃ¼che der Personen gelten, die
nach dem 31.12.1990 ihren Wohnsitz in das Hoheitsgebiet des anderen Staates
verlegen. Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers erwarben nach dem DPSVA
1975 noch AnsprÃ¼che und Anwartschaften Personen, die bereits vor dem 1.1.1991
in einen Vertragsstaat eingereist waren und sich dort seither ununterbrochen
aufhielten und zwar Personen, die im Zeitpunkt des Versicherungsfalles in diesem
Vertragsstaat wohnten. Im Bericht des Ausschusses fÃ¼r Gesundheit und
Sozialordnung wird ausgefÃ¼hrt, das Abkommen enthalte aus GrÃ¼nden des
Vertrauensschutzes umfassende Bestandsschutzregelungen fÃ¼r diejenigen
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Personen, die bereits aufgrund der bisherigen Rechtslage AnsprÃ¼che und
Anwartschaften erworben haben (BT-Drucks 12/445 S 4).

26

cc) Aus den von der Beklagten vorgelegten Materialien ist ersichtlich, dass die
Vertragspartner Ã¼bereingekommen sind, Art 27 Abs 2 DPSVA 1990 auch auf
Hinterbliebene anzuwenden, die bis zum 31.12.1990 geboren sind.

27

(a) Zur Frage, welches VerstÃ¤ndnis die Vertragspartner von Art 27 Abs 2 DPSVA
1990 im Hinblick auf Hinterbliebene haben, hat die Beklagte eine Niederschrift
Ã¼ber die deutsch-polnischen Regierungsvereinbarungen Ã¼ber Soziale Sicherheit
aus Juni 2000 vorgelegt. Unter Punkt 5.4 der behandelten Fragen findet sich: "Art.
27 Abs. 2 des Abkommens von 1990: Einigung auf einen gemeinsamen Standpunkt
zur GewÃ¤hrung von Hinterbliebenenrenten (welches Abkommen findet
Anwendung: von 1975 oder von 1990)". Hierzu enthÃ¤lt die Anlage den Beschluss,
die Behandlung dieser Fragen den zustÃ¤ndigen Verbindungsstellen der
Rentenversicherung zu Ã¼bertragen, damit diese anhand von konkreten FÃ¤llen
LÃ¶sungen ausarbeiten und die zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden unterrichten. Im Protokoll
der deutsch-polnischen Regierungsverhandlungen Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung der
Sozialversicherungsabkommen im Mai 2002 wird unter Punkt 4.2 das Thema
"Anwendung der deutsch-polnischen Abkommen von 1975 und 1990 in
RentenfÃ¤llen fÃ¼r Hinterbliebene" aufgefÃ¼hrt. Dazu ist in der Anlage
festgehalten, dass beide Seiten mit den Ergebnissen der GesprÃ¤che der
Verbindungsstellen im Oktober 2001 einverstanden seien. FÃ¼r diese Besprechung
der deutschen und polnischen Verbindungsstellen und TrÃ¤ger der
Rentenversicherung zur praktischen DurchfÃ¼hrung der Abkommen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen Ã¼ber Renten- und
Unfallversicherung ist unter TOP 25: "Abkommensanwendung in besonderen
FÃ¤llen der Hinterbliebenenberechtigung unter BerÃ¼cksichtigung der Ereignisse,
die erst nach dem 31.12.1990, dh nach dem Inkrafttreten des Abkommens
aufgetreten sind bzw eventuell erst auftreten werden" aufgefÃ¼hrt. Hierzu ist
protokolliert: "Die ZUS (Sozialversicherungsanstalt Warschau)-Vertreter haben den
VorschlÃ¤gen der deutschen VersicherungstrÃ¤ger Ã¼ber die Abgrenzung der
Anwendung der deutsch-polnischen Abkommen von 1975 und 1990 Ã¼ber die
Hinterbliebenenrente zugestimmt. Es wurden folgende neue VerfahrensgrundsÃ¤tze
in diesen Angelegenheiten festgelegt:

1) Anwendung eines der deutsch-polnischen Abkommen je nach Verlegung oder
Beibehaltung des Wohnsitzes des berechtigten Familienmitgliedes des
Verstorbenen.

2) In Bezug auf die berechtigten Familienmitglieder des Verstorbenen, die nach dem
31. Dezember 1990 geboren wurden, wird ausschlieÃ�lich das Abkommen von 1990
angewandt."
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28

In einem Schreiben der BfA vom 29.11.2000 an den polnischen
SozialversicherungstrÃ¤ger im Vorfeld des Treffens der Verbindungsstellen wurde
ein Konzept zur Abgrenzung der Rechtsanwendung zwischen den beiden
Abkommen bei Hinterbliebenenrenten vorgestellt. Dabei wurde eine Reihe von
Fallkonstellationen mit der von deutscher Seite angestrebten LÃ¶sung mit der Bitte
um Stellungnahme der polnischen Seite aufgefÃ¼hrt, Ã¼ber die eine Einigung
herbeigefÃ¼hrt werden sollte. Unter anderem findet sich unter "Beispiel 12" eine
Fallkonstellation, bei der eine Frau am 31.12.1990 ihren Wohnsitz in Polen hat und
ihn dort auch beibehÃ¤lt, wÃ¤hrend der Ehemann (Eheschluss November 1990) den
Wohnsitz im August 1992 wechselt und im August 2000 verstirbt. In einem solchen
Fall sollte das DPSVA 1975 zur Anwendung kommen, weil zum Stichtag bereits eine
Rechtsbeziehung zum Ehemann bestanden habe und damit eine Anwartschaft
erworben worden sei (LÃ¶sung 12a). Im Antwortschreiben vom 11.5.2001 hat die
polnische Seite hierzu ausdrÃ¼cklich ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt.

29

(b) Die Auffassung der Vorinstanzen, Art 27 Abs 2 DPSVA 1990 kÃ¶nne nach seinem
Wortlaut nur die Konstellationen betreffen, in denen der Leistungsfall im Sinne des
Ablebens des Versicherten bei gleichzeitigem Vorliegen der weiteren
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen bis zum 31.12.1990 eingetreten sei, weil
die Hinterbliebene erst dann eine Anwartschaft erworben habe, greift zu kurz und
berÃ¼cksichtigt nicht hinreichend die Besonderheiten der Abkommen. Dieser
Auslegung, die auch nach den Feststellungen des SG erkennbar nicht mit dem
Konsens der Vertragsparteien Ã¼bereinstimmt, liegt ein VerstÃ¤ndnis der Begriffe
"AnsprÃ¼che" und "Anwartschaften" zugrunde, das dem deutschen Recht
entspricht. Danach kann eine Anwartschaft oder ein Anspruch auf
Hinterbliebenenrente erst mit dem Ableben des Versicherten entstehen. Zuvor
besteht nur eine Aussicht auf eine Leistung (vgl BVerfGE 97, 297 = SozR 3-2940 Â§
58 Nr 1 S 5 f). Art 27 DPSVA 1990 lag aber ein anderes BegriffsverstÃ¤ndnis
zugrunde. Wie sich aus dem zitierten Schriftverkehr der Verbindungsstellen ergibt,
ging das Ã¼bereinstimmende VerstÃ¤ndnis der Vertragspartner dahin, dass fÃ¼r
die Anwendung des Art 27 Abs 2 DPSVA 1990 bei Hinterbliebenen darauf
abzustellen war, ob die hinterbliebene Person zum Stichtag in einer
Rechtsbeziehung zum Versicherten stand. Als ausreichend fÃ¼r die BegrÃ¼ndung
einer Anwartschaft wurde es â�� wie im dargestellten Beispielsfall â�� angesehen,
dass etwa aufgrund der EheschlieÃ�ung die begrÃ¼ndete Aussicht bestand, im Fall
des Todes eines Versicherten Hinterbliebenenrente beanspruchen zu kÃ¶nnen.

30

Dass nicht an die Rechtslage fÃ¼r den Versicherten angeknÃ¼pft wurde, entspricht
im Ã�brigen dem Umstand, dass es sich bei der Hinterbliebenenrente nach
deutschem Recht rechtstechnisch nicht um eine von der Versichertenrente
abgeleitete Leistung handelt. Sie wird vielmehr davon unabhÃ¤ngig nach den Â§Â§
63 ff SGB VI ermittelt, wenngleich aus dem Versichertenkonto des Verstorbenen
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(vgl BSG SozR 4-2600 Â§ 88 Nr 3 RdNr 17). Dabei kÃ¶nnen die Grundlagen fÃ¼r die
Berechnung der Leistung fÃ¼r Versicherte und Hinterbliebene unterschiedlich sein.

31

Da die Rente von Hinterbliebenen bei Eintritt des Versicherungsfalles stets neu
berechnet werden muss, steht auch das vom SG angefÃ¼hrte Argument der
Verwaltungsvereinfachung der Anwendung des DPSVA 1975 nicht entgegen.

32

4. Zu einer solchen Ã�bereinkunft waren die Vertragspartner auch berechtigt. Nach
der Rechtsprechung des BVerfG ermÃ¤chtigt die parlamentarische Zustimmung zu
einem vÃ¶lkerrechtlichen Vertrag die Regierung zur Fortentwicklung dieses
Vertrages (vgl BVerfGE 118, 244, 259; 104, 151, 209; 89, 155, 188; 58, 1, 37). Die
konkrete AusfÃ¼llung und Entwicklung des im Vertrag niedergelegten Programms
fÃ¤llt in den Aufgabenbereich der Regierung. Der Gestaltungsspielraum der
Exekutive ist insofern begrenzt, als nicht wesentlich von der Vertragsgrundlage
abgewichen oder die IdentitÃ¤t des Vertrages betreffende Ã�nderungen
vorgenommen werden dÃ¼rfen, die von dem ursprÃ¼nglichen Zustimmungsgesetz
nicht mehr gedeckt sind (BVerfGE 118, 244, 260 mwN). Das ist erst dann der Fall,
wenn die konsensuale Fortentwicklung gegen wesentliche Strukturentscheidungen
des Vertragswerks verstÃ¶Ã�t und den Boden des dort festgelegten politischen
Programms verlÃ¤sst (vgl BVerfGE 118, 244, 260, 261 mwN).

33

Dementsprechend enthÃ¤lt Art 4 des Zustimmungsgesetzes zum DPSVA 1990 (BGBl
1991 II 741) eine ErmÃ¤chtigung der Bundesregierung, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Vereinbarungen zur DurchfÃ¼hrung des Abkommens
in Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das NÃ¤here zu
regeln. Als GegenstÃ¤nde, Ã¼ber die Regelungen getroffen werden kÃ¶nnen,
werden exemplarisch ("insbesondere") das Verfahren beim Erbringen von Geld- und
Sachleistungen und die ZustÃ¤ndigkeit der VersicherungstrÃ¤ger genannt. Der
Konsens der Vertragspartner Ã¼ber die Anwendung von Art 27 Abs 2 DPSVA 1990
steht auch im Einklang mit den Prinzipien des Abkommens. Die Beteiligten haben
die Regelung zur Anwendung der Abkommen je nach Verlegung oder Beibehaltung
des Wohnortes des berechtigten Familienmitgliedes als neuen Verfahrensgrundsatz
gesehen. In der Sache haben die Partner eine Regelung Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit
des RentenversicherungstrÃ¤gers getroffen. Sie haben damit weder die
grundsÃ¤tzliche Geltung des Leistungsexportprinzips statt des
Eingliederungsprinzips in Frage gestellt noch einen Berechtigten im Sinne des
Abkommens von AnsprÃ¼chen ausgeschlossen. Die AnknÃ¼pfung an den
konkreten FamilienangehÃ¶rigen entspricht der grundsÃ¤tzlichen Geltung der
DPSVA auch fÃ¼r FamilienangehÃ¶rige und der Anwendung der jeweiligen
Leistungsprinzipien auf jede individuelle Person. Die Stichtagsregelung wurde nicht
verÃ¤ndert.
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34

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 23.07.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            14 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

